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Der Wirtschaftsrat der CDU
fordert die Steuerfreiheit
der geplanten Gasumlage.
Die Bundesregierung plant
die Verteilung der Kosten
der Rettung von Uniper und
möglicher weiterer system-
relevanten Gashändler und
-verteiler mittels einer Um-
lage auf die Gesamtheit der
Gaskunden zu verteilen.
Nach aktueller Rechtlage
würden auf diese Umlage,
die eine vierköpfige Familie
ohnehin mit 1000 Euro oder
mehr belasten würde, auch
noch 19 Prozent Umsatz-
steuer fällig werden. „Der

Staat darf nicht ständig als
Krisengewinnler auftreten
und bei den ohnehin hohen
Zusatzbelastungen für die
Bürger auch noch Umsatz-
steuer kassieren" betont
Wolfgang Steiger, General-
sekretär des Rates. „Wir for-
dern die Bundesregierung
auf, eine Änderung der
Rechtslage in die Wege zu

leiten, um die Belastung der
Bürger zu begrenzen. Die
Steuerfreiheit der Gasumla-

ge ist das Mindeste."

Datum | 06.08.2022

Auflage | 23.632


	CDU-WIRTSCHAFTSRAT (Fuldaer Zeitung, 06.08.2022)

